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(98/C 196/126) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-4169/97

von Eryl McNally (PSE) an die Kommission

(21. Januar 1998)

Betrifft: SKY-Satellitenübertragung in der EU

Laut Aussagen der Satellitenfernsehgesellschaft SKY ist es britischen Bürgern, die im Vereinigten Königreich
für das SKY-Fernsehen Gebühren gezahlt haben, aufgrund britischer Urheberrechte verboten, dieses Programm
zu empfangen, wenn sie andere Länder der Europäischen Union besuchen bzw. in diesen wohnen. Infolgedessen
sind viele britische Bürger, die in anderen EU-Ländern wohnen bzw. diese besuchen dazu gezwungen, entweder
auf SKY zu verzichten oder unerlaubterweise die SKY-Karte mit ins Ausland zu nehmen und bei SKY eine
britische Adresse anzugeben. In keinem anderen Land der EU gibt es Beschränkungen für die Nutzung der
Sender; und sie sind in allen europäischen Ländern verfügbar.

Was kann die Kommission tun, um sicherzustellen, daß die britischen Teilnehmer des SKY-Satellitenfernsehens
in den Genuß derselben Rechte und Bedingungen wie ihre europäischen Mitbürger kommen?

Antwort von Herrn Monti im Namen der Kommission

(24. Februar 1998)

Der Kommission ist bekannt, daß der Empfang bestimmter Satellitenfernsehdienste in der Gemeinschaft
hauptsächlich aus urheberrechtlichen Gründen beschränkt ist. Dies gilt nicht nur für den vom Herrn
Abgeordneten erwähnten Fernsehsender, sondern auch für andere Fernsehsender in anderen Mitgliedstaaten.

Die Kommission hat bereits diese Fälle geprüft, in denen der Verbraucher in der Auswahl der Fernsehprogram-
me beschränkt ist, kam aber zu dem Schluß, daß sie nicht tätig werden kann, weil offensichtlich keine Verletzung
des Gemeinschaftsrechts vorliegt.

Der Empfang bestimmter Fernsehsatellitensender ist nicht nur aufgrund einzelstaatlicher Rechtsvorschriften
über Fernsehdienstleistungen beschränkt, sondern hängt von kaufmännischen Entscheidungen ab, die von den
Fernsehbetreibern getroffen werden und die in erster Linie auf die Nutzungsvereinbarungen mit den Inhabern der
Rechte für die Ausstrahlung ihrer Werke zurückzuführen sind. Somit liegt kein Verstoß gegen Binnenmarkt-
vorschriften vor.

(98/C 196/127) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-4172/97

von Daniel Varela Suanzes-Carpegna (PPE) an die Kommission

(21. Januar 1998)

Betrifft: Kohäsionspolitik und Kultur

In ihrer Mitteilung (KOM(96)512 endg.) „Kohäsionspolitik und Kultur: Ein Beitrag zur Beschäftigung“ (genauer
in der Einleitung, Seite 3) verweist die Kommission auf die Vielfalt des Begriffs „Kultur“, ohne zu erläutern,
worin diese Vielfalt besteht.

Kann die Kommission über die Tätigkeiten informieren, die mit dem Begriff „Kultur“ im Rahmen der
Kohäsionspolitik verbunden sind?

Antwort von Frau Wulf-Mathies im Namen der Kommission

(17. Februar 1998)

In der Einführung der Mitteilung wird die Vielfalt von „Kultur“ wie folgt erklärt:

„Der Kultursektor ist durch zunehmende enge und verschiedenartige Wechselwirkungen zwischen dem
kulturellen Leben (öffentliche kulturelle und sozio-kulturelle Einrichtungen: Theater, Museen, Kunstzentren,
historische Sehenswürdigkeiten in der Stadt und auf dem Lande, Kunst- und Musikschulen usw.) einerseits und
der Kulturindustrie (Musik-, Kunst- Literatur- und Buchmarkt, Film-, Ferseh- und Videoproduktion, Photogra-
phie, Design, bildende Kunst, Unterhaltung, Architektur, Kunsthandwerk, Denkmalschutz, Fremdenverkehr)
andererseits gekennzeichnet.“


